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1 Entstehung einer effektiveren Friedens- und Sicherheitsarchitektur in 
Afrika?1 

Frieden und Sicherheit sind für den afrikanischen Kontinent selbst, aber auch die internationale Ge-
meinschaft zu einem prioritären Thema geworden. Zwar zeichnete sich bereits in der Vergangenheit 
das Thema als eines der drängendsten für den Kontinent aus; es war allerdings mit Blick auf konkrete 
politische Ansätze und Anstrengungen von innen und außen keineswegs als eindeutige politische Prio-
rität sichtbar. Die Ausgangsvoraussetzungen haben sich deutlich zugunsten einer höheren Wahrneh-
mung und eines verstärkten Handlungswillens verändert. 

Die Dynamik, die von Afrika selbst ausgeht und die bei der Unterstützung von außen festzustellen ist, 
hat in weiten Teilen mit militärischen Fähigkeiten zu tun. Tatsächlich gab es in der Vergangenheit nur 
zu viele Beispiele, wo weder die afrikanischen Mechanismen (etwa die Organisation for African Uni-
ty) selbst, noch die internationale Staatengemeinschaft willens oder fähig waren, in extremen Notsitua-
tionen militärisch zum Schutz der Bevölkerung vorzugehen. Zudem wurden in den Fällen, wo es zu 
militärischen Aktionen afrikanischer oder externer Akteure kam, die Motive vielfach kritisch hinter-
fragt. 

Die Aktualität der neuen Friedens- und Sicherheitsarchitektur hat mit verschiedenen, teilweise mitein-
ander verbundenen Faktoren zu tun: 

1. Im Hinblick auf die Friedens- und Sicherheitsarchitektur ist die Schaffung der Afrikanischen Uni-
on (African Union – AU) im Jahr 2002 einschneidend. Sie bietet strukturell neue Voraussetzun-
gen, während die OAU (Organisation for African Unity) als Vorgängerorganisation nur eine weit-
gehend unbefriedigende Bilanz in diesem Bereich vorweisen konnte. Die AU in Verbindung mit 
zum Teil positiven Entwicklungen auf regionaler Ebene2 und in Verbindung mit der NEPAD (New 
Partnership for Africa’s Development)-Initiative bilden zusammen ein interessantes afrikanisches 
„Reformprogramm“, das auf neue eigene politische Akzente setzt und dabei zugleich bewusst die 
Unterstützung von außen nutzen möchte. 

2. Neben der afrikanischen Reformdynamik hat eine veränderte Wahrnehmung von außen im Hin-
blick auf die Bedeutung Afrikas für die internationale Politik stattgefunden. Afrika erhält in den 
internationalen Beziehungen heute mehr Beachtung als noch am Ende der 1990er Jahre.3 Diese 
größere Beachtung hat nur teilweise mit den andauernden Bemühungen zur Reduzierung der Ar-
mut (Stichwort: Millennium Devlopment Goals – MDGs) und den Strukturdefiziten insbesondere 
in Subsahara-Afrika zu tun, sondern hängt stärker mit neuen politischen Prioritäten in den interna-
tionalen Beziehungen zusammen. Afrika ist im Zusammenhang mit der neuen internationalen Si-
cherheitsagenda zu einem Kontinent geworden, dem eine sicherheitspolitische Bedeutung beige-
messen wird. “Africa affects the G8‘s global interests in security“, heißt es zu Recht in einem Be-
richt des US-Council on Foreign Affairs (Atwood / Browne / Lyman 2004, 2). Politische Struktu-
ren und Dynamiken, Faktoren der Stabilität und Instabilität sind für die wissenschaftliche und po-
litische Betrachtung des Kontinents zu einem Hauptthema geworden. Afrika entwickelt sich vor 

                                                      
1 Im vorliegenden Text wird jeweils bewusst von Afrika bzw. Subsahara-Afrika gesprochen. Viele Bemühungen – insbe-

sondere von African Union und NEPAD – sind kontinentale Ansätze, die also Gesamt-Afrika umfassen. Verschiedene 
Fragestellungen und Themen (etwa im Hinblick auf die sozialen und wirtschaftlichen Ausgangsvoraussetzungen) sind 
allerdings nur oder überwiegend für Subsahara-Afrika zutreffend. Insofern wird im vorliegenden Papier zwischen Afrika 
und Subsahara-Afrika unterschieden. 

2  Der vorliegende Text unterscheidet zwischen kontinentaler und regionaler Ebene. Die regionale Ebene meint die räumli-
chen Verbindungen innerhalb Afrikas (wie sie beispielsweise durch den Peace and Security Council der AU benannt 
sind; siehe Kapitel 3) bzw. Zusammenschlüsse wie die Southern African Development Community (SADC) oder die  
Economic Community of West African States (ECOWAS). Zum Teil wird auch von einer „regionalen“ bzw. „subregio-
nalen“ Ebene gesprochen, wenn von afrikaweiten bzw. einzelnen afrikanischen Regionen die Rede ist. 

3 Vorübergehend brachten die Bombenanschläge 1998 auf die Botschaften der USA in Nairobi und Dar es Salaam diese 
Dimension in das Bewusstsein. 
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diesem Hintergrund zu einem Kontinent, der zunehmend internationale Kapazitäten für Friedens-
missionen auf sich zieht.  

3. Eine geostrategische Renaissance Afrikas ist – neben der globalen Sicherheitsperspektive – aus 
einem weiteren Grund festzustellen. Teile Afrikas entwickeln sich für die Erdölversorgung zu 
wichtigen Lieferanten. Vor allem für die USA, aber auch für andere Länder wie China werden 
Teile des Kontinents zunehmend unter dem Gesichtspunkt von Energiesicherheit gesehen.  

4. Vor dem Hintergrund der Reformdynamik und der neuen internationalen Sicherheitsagenda haben 
externe Akteure begonnen, ihre Instrumente anzupassen und Handlungsmöglichkeiten zu über-
denken. Nach enttäuschenden und teilweise problematischen Friedenseinsätzen in den 1990er Jah-
ren (v.a. Angola, Ruanda, Somalia, Liberia)4 ist ein neues Bemühen des UN-Sicherheitsrates um 
Afrika zu beobachten [Burundi, Côte d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo (DR Kongo), Li-
beria u.a.m.]. Neue direkte Ansätze der Entwicklungspolitik zur Stärkung der afrikanischen Frie-
dens- und Sicherheitsarchitektur bis hin zu neuen militärpolitischen Konzepten spielen dabei eine 
Rolle.5 

5. Hinzu kommt, dass vermehrt übergreifende Ansätze von Außen-, Sicherheits- und Entwicklungs-
politik gesucht und angewendet werden. Schnittstellen und Überlappungen zwischen zivilen und 
militärischen Bereichen haben in jüngster Vergangenheit sprunghaft zugenommen. Politikfeld-
übergreifende Ansätze sind zu einer Herausforderung für die Geber geworden, vor allem mit Blick 
auf Subsahara-Afrika.6 Dies trifft für bilaterale Geber ebenso wie für die Vereinten Nationen und 
die Europäische Union (EU) zu. 

Vor diesem Hintergrund stellt das vorliegende Papier skizzenhaft die derzeitige Ausgangssituation in 
Bezug auf Konflikte dar (Kapitel 2) und geht den Fragen nach, (i) was die konstitutiven Elemente der 
neuen afrikanischen Friedens- und Sicherheitsarchitektur sind (Kapitel 3), (ii) in welcher Form externe 
Akteure die afrikanischen Anstrengungen unterstützen (Kapitel 4) und (iii) worin künftige Herausfor-
derungen bestehen. Es wird diskutiert, ob die aktuelle Debatte über die militärische Dimension eher 
auf einen „Nachholbedarf“ hinweist und deshalb notwendig ist oder ob die Diskussion eine zu starke 
Verengung auf das Militärische bedeutet (Kapitel 5). Dabei sollen nicht zuletzt die Implikationen für 
die Entwicklungspolitik thematisiert werden. 

2 Die Ausgangssituation: Positive aktuelle Tendenzen bei gleichzeitiger 
Fortdauer von Gewaltkonflikten und strukturellen Konfliktpotentialen 

Subsahara-Afrika ist weiterhin die am stärksten von gewaltsamen Konflikten und Kriegen betroffene 
Weltregion.7 Nach Schätzungen der African Union haben sich seit den 1960er Jahren in Afrika etwa 

                                                      
4  Vgl. Secretary General 2004, 8f. Siehe auch Debiel 2002; Kühne 2003; Matthies 2003. 
5  Siehe hierzu Kapitel 4. 
6  Für die derzeit laufenden Debatten ist es von prinzipieller Bedeutung, dass in den vergangenen Jahren eine Annäherung 

unterschiedlicher Konzepte von „Sicherheit“ einerseits und „Entwicklung“ andererseits stattgefunden hat. Die aktuelle 
Debatte wird vor dem Hintergrund nicht vollständiger, aber relativ fortgeschrittener Zielkonvergenzen geführt, die in der 
Vergangenheit nicht vorzufinden waren und zu separaten Diskursen in entwicklungs-, sicherheits- und außenpolitischen 
Zirkeln führten. Vermehrte Übereinstimmungen haben in Konzepten wie der „Menschlichen Sicherheit“, dem „Erweiter-
ten Sicherheitsbegriff“ oder der „Strukturellen Stabilität“ und zuletzt im „Neuen Sicherheitskonsens“ (new security con-
sensus) (vgl. UN Panel 2004, 1) ihren Niederschlag gefunden. 

7  Vgl. z.B. HIIK 2004, 5 f. und 16 ff. Für einen aktuellen Überblick siehe auch Mehler 2004. 
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30 gewaltsame Konflikte ereignet, bei denen rund 7 Millionen Menschen ums Leben kamen8 und den 
Kontinent etwa 250 Mrd. US $ kosteten.9 

Trotz dieser Konzentration von gewaltsamen Konflikten und Kriegen sind positive Tendenzen er-
kennbar. In seinem im August 2004 erschienenen Bericht zu den Konfliktursachen und zur Förderung 
von dauerhaftem Frieden und nachhaltiger Entwicklung in Afrika (Report on the causes of conflict and 
promotion of durable peace and sustainable development in Africa) stellt der UN-Genralsekretär ins-
gesamt einen Rückgang betroffener afrikanischer Länder fest. Demnach (Secretary General 2004, 2 f.) 
befinden sich derzeit sechs afrikanische Länder in einer bewaffneten Konfliktsituation und nur wenige 
weitere in schwerwiegenden politischen Krisen. Zum Vergleich: Der erste entsprechende Bericht des 
UN-Generalsekretärs 1998 zählte noch 14 Länder mit bewaffneten Konflikten und elf mit tief greifen-
den politischen Krisen.  

Kriegerische Auseinandersetzungen und Instabilitäten lassen sich v.a. in Teilen Westafrikas, für das 
Gebiet der Großen Seen, den Sudan und das Horn von Afrika erkennen. Allein die weiterhin beste-
henden Krisen und Instabilitäten haben eine enorme Tragweite. Friedensverhandlungen und Friedens-
verträge sowie zeitweilige Waffenstillstände haben z.T. vorübergehende Erfolge erzielt, aber Konflik-
te und Krisen (noch) nicht dauerhaft beenden können (u.a. Côte d’Ivoire, Burundi, DR Kongo, Sudan). 

Die meisten Länder Afrikas haben nach Angaben des UN-Generalsekretärs zudem relativ stabile poli-
tische Bedingungen und werden mittlerweile durch demokratisch gewählte Strukturen regiert; aller-
dings seien die Fortschritte im Hinblick auf wichtige Governance-Dimensionen gering (Secretary Ge-
neral 2004, 19). 

Insgesamt sind damit zwar einzelne positive Entwicklungen zu verzeichnen. Im Hinblick auf Krisen- 
und Konfliktpotentiale ist jedoch weiterhin mit einer hohen Anfälligkeit zu rechnen. Hierfür lassen 
sich verschiedene Gründe nennen.10 

• Folgt man der Argumentation der Studie Breaking the Conflict Trap von Collier et al. (2003, 
93 ff.) und in ähnlicher Form den Aussagen des UN High-level Panel on Threats, Challenges 
and Change (UN Panel 2004, 15), sind (i) geringes Einkommen, (ii) negatives oder schwaches 
Wirtschaftswachstum sowie (iii) hohe Abhängigkeit von Primärgütern besonders aussagefähige 
Indikatoren im Hinblick auf die Wahrscheinlichkeit bewaffneter Konflikte. Die strukturellen 
Gefährdungen für Subsahara-Afrika sind demnach als besonders hoch einzuschätzen. 

• Die sich verschlechternden Lebensbedingungen für junge Menschen, insbesondere hohe Raten 
von Arbeitslosigkeit, sowie die rasche Verbreitung von HIV/AIDS enthalten erhebliche Desta-
bilisierungspotentiale für große Teile Subsahara-Afrikas (Secretary General 2004, 19; UN Panel 
2004, 12, 15, 24 f.).11 

• Ein enger Zusammenhang besteht zudem zwischen Konflikt- und Krisenanfälligkeit einerseits 
und der Qualität des Regierungshandelns andererseits: 

“Good governance and conflict prevention in Africa are two sides of the same coin. The key early 
indicators of intra-state conflict and regional instability have repeatedly proven to be an abuse of 
power and transgression of human rights, bad governance and circumstances of democracy-soon 
resulting in substantial refugee flows and the internal displacement of people.” (Cilliers / Sturman 
2004, 101)12 

                                                      
8  Nach anderen Angaben ist die Zahl der Menschen, die als direkte Folge von Kriegen in Afrika umkamen, deutlich höher.  
9  Vgl. die IRIN (Integrated Regional Information Networks)-Meldung vom 28.06.2004 “African Union stresses impor-

tance of conflict resolution and peacekeeping“. 
10  Die hier aufgeführten Punkte sind nicht als abschließende Liste zu verstehen, sondern sollen nur Anhaltspunkte dafür 

liefern, dass auch zukünftig die Frage von bewaffneten Konflikten und Krisen ein zentrales Thema bleiben wird. 
11  Diese Phänomene sind z.T. unmittelbar mit der Argumentation von Collier et al. verknüpft. 
12  Ähnlich argumentiert Moore 2003. 
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Trotz der begonnen Anstrengungen (insbesondere durch den African Peer Review Mechanism 
im Rahmen von NEPAD sowie die derzeitigen Bemühungen der UN Economic Commission for 
Africa (ECA)) und einzelner erkennbarer Fortschritte gibt es eine Reihe unbefriedigender Berei-
che. In vielen afrikanischen Ländern zählen zu den defizitären Gebieten demokratische Gov-
ernance-Strukturen, die administrativen Kapazitäten, die Unabhängigkeit der Justiz sowie die 
Transparenz und accountability der öffentlichen Strukturen. 13 

• Unter den Gesichtspunkten von Stabilität und Sicherheit weisen verschiedene Länder und Regi-
onen strukturelle Defizite auf. Angesichts der Problemdimension und der zusätzlichen Schwie-
rigkeiten politischer Handlungsmöglichkeiten wird sich das Problem instabiler „Großer Staaten“ 
zukünftig verstärkt stellen. Schwer kontrollierbare lange Außengrenzen, große territoriale Aus-
dehnungen und eine zum Teil geringe Bevölkerungsdichte können Destabilisierungstendenzen 

                                                      
13  Der erste umfassende kontinentweite Governance-Bericht (ECA 2004) bietet zu diesem komplexen Punkt eine einge-

hende und interessante Analyse. Er stellt Fortschritte im Bereich demokratischer Transition, größerer politischer Inklusi-
on, von Rechenschaftsstrukturen sowie auf dem Gebiet des öffentlichen Budgetmanagements fest. Allerdings: “Although 
our study shows considerable progress to report on many fronts, it also highlights many deficits. It is evident that much 

Karte 1: Kriege und bewaffnete Konflikte in Afrika 2003 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung (AKUF) 
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befördern. Mit der wichtigen Ausnahme von Südafrika sind alle großen Länder Subsahara-
Afrikas “... dysfunctional politically, economically, and socially. In the present conditions, these 
states do not serve the interests of their citizens, their neighbors, or the broader international 
community.“ (Ottaway / Herbst / Mills 2004, 2)  

Zusammenfassend: Vor dem Hintergrund akuter und zu erwartender zukünftiger Gewaltkonflikte ist 
die Debatte über eine wirksame und geeignete Friedens- und Sicherheitsarchitektur eine notwendige 
Hauptpriorität. 

3 Die neue Friedens- und Sicherheitsarchitektur 

3.1 Pfeiler der Friedens- und Sicherheitsarchitektur 
Fast drei Jahre nachdem die African Union (AU) in Durban gegründet wurde, lässt sich eine weitge-
hende Dynamik bei der Reform der Friedens- und Sicherheitsarchitektur des Kontinents erkennen.  

“The nature, scope and orientation of the activities of the African Union are vastly different from 
those of its predecessor, the Organization of African Unity.“ (Secretary General 2004, 20) 

Während die OAU als gestaltende Kraft keine echte Rolle übernommen hatte, waren es insbesondere 
die regionalen Strukturen – soweit sich diese überhaupt als funktionsfähig darstellten –, denen in der 
Vergangenheit eine Rolle zukam. Dies gilt insbesondere für die Economic Community of West African 
States (ECOWAS) (vgl. Bekoe / Mengistu 2002 und Hettmann 2004) sowie z.T. die Intergovernmen-
tal Authority on Development (IGAD) (vgl. Terlinden 2004). 

Mit der AU ist eine grundlegende Verschiebung festzustellen, die das Thema Frieden und Sicherheit 
nun auf kontinentaler Ebene verankert, wobei den regionalen Einrichtungen weiterhin wichtige Auf-
gaben zukommen.  

Worin bestehen die wesentlichen Unterschiede, die es gerechtfertigt erscheinen lassen, die AU wenige 
Jahre nach ihrer Gründung vergleichsweise positiv zu bewerten?  

Insgesamt lassen sich sieben wichtige Pfeiler – z.T. mit Einschränkungen – hierfür identifizieren, die 
die neue Architektur ausmachen:14 

Abkehr von einer indifferenten Politik 
Erstens ist die grundlegende Disposition der AU auf eine konstruktive Gestaltung von Herausforde-
rungen im Bereich Frieden und Sicherheit angelegt. Während die OAU von der Prämisse der Nicht-
einmischung und Nichtintervention ausging, sieht die AU für sich eine verantwortliche Rolle und 
rückt von einer indifferenten Politik ab. Im Gründungsdokument (Kapitel 4) heißt es hierzu, dass sich 
die AU an den folgenden Grundsätzen orientieren soll: 

”(h) the right of the Union to intervene in a Member State pursuant to a decision of the Assembly 
in respect of grave circumstances, namely: war crimes, genocide and crimes against humanity; 

(…) 

(j) the right of Member States to request intervention from the Union in order to restore peace and 
security”. 

                                                                                                                                                                      
more has to be achieved before we can say that the capable state is the norm in Africa.” (ECA 2004, vi). Siehe auch: 
Secretary General (2004, 19). 

14  Im Hinblick auf die entsprechenden AU-Strukturen siehe die z.T. detaillierten Darstellungen: Golaszinski 2004; Cilliers / 
Sturman 2004; Mwabasali 2004; Pabst 2004; Gottschalk / Schmidt 2004; Wiesmann 2004. 
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Dieses gewandelte Selbstverständnis hat weitreichende Implikationen für die Aufgaben und Pflichten 
der AU.15 

Nexus von Sicherheit und Entwicklung 
Zweitens gibt es im Rahmen der AU und ebenso von NEPAD einen neuen Konsens über das enge 
Wechselverhältnis von Sicherheit und Entwicklung. Sicherheit wird gemeinhin als zentrale Vorausset-
zung für Entwicklung anerkannt. Zum Teil wird der Sicherheitsdimension Priorität eingeräumt16 bzw. 
werden Gewaltkonflikte als zentrales Hindernis für die Erreichung der MDGs in Afrikas themati-
siert.17 Implizit ist damit der Grad der Eigenverantwortung für Entwicklungsfortschritte, den der afri-
kanische Kontinent bereit ist anzuerkennen, gewachsen. 

Verantwortung kontinentaler Mechanismen 
Drittens formuliert die AU eine explizite Politik einer selbstverantwortlichen und emanzipierten Frie-
dens- und Sicherheitspolitik. Die AU hat mehrfach auf ihre vorrangige Verantwortung für Frieden und 
Sicherheit des Kontinents im Einklang mit den Vorkehrungen auf UN-Ebene hingewiesen (African 
solutions to African problems). Sie stellt damit ausdrücklich klar, dass ein entsprechendes Engagement 
anderer Staaten nur dann erwünscht ist, wenn diese im Rahmen eines AU-Ansatzes mitwirken und 
zum Handeln aufgefordert werden.  

In einem Widerspruch hierzu steht die materielle und finanzielle Abhängigkeit des Kontinents, wenn 
es um die notwendigen Ressourcen geht, die erforderlich sind zum Aufbau einer entsprechenden Infra-
struktur und möglicher Militäreinsätze (etwa Darfur/Sudan). 

Zusätzlich hat die AU-Versammlung (Assembly) während ihrer 2. Außerordentlichen Tagung im Feb-
ruar 2004 in Libyen eine gemeinsame Afrikanische Verteidigungs- und Sicherheitspolitik (Common 
African Defence and Security Policy – CADSP) verabschiedet. Hervorzuheben ist, dass die CADSP 
nicht von einem eng gefassten Sicherheitsbegriff, der sich nur auf militärisches Handeln konzentriert, 
sondern vom Konzept der „Menschlichen Sicherheit“ als Leitbild ausgeht. 

Friedens- und Sicherheitsinfrastruktur 
Viertens hat die AU auf diesem Gebiet umfassende organisatorische Fähigkeiten und Strukturen auf-
gebaut. 

1. Der Friedens- und Sicherheitsrat (Peace and Security Council – PSC) ist dabei das zentrale Or-
gan der AU. Mit dem Inkrafttreten des entsprechenden Protokolls im Dezember 2003 ist der 
PSC funktionsfähig (1. Sitzung: 16.03. 2004). Der PSC setzt sich aus 15 wechselnden Mitglie-
dern (5 Mitglieder mit einer dreijährigen und 10 Mitglieder mit einer zweijährigen Zugehörig-
keit zum PSC), die die fünf afrikanischen Regionen repräsentieren, zusammen. Interessanter-
weise ist es erforderlich, als Mitglied des PSC bestimmte Voraussetzungen in Bezug auf Beiträ-
ge zu Friedensmissionen und Einhaltung von Menschenrechten sowie Rechtsstaatlichkeit zu er-
füllen.18 Diese Voraussetzungen lassen sich allerdings nicht für alle PSC-Mitglieder als erfüllt 
betrachten.  

                                                      
15  Siehe hierzu ausführlich Kiko 2003. 
16  Der AU-Vorsitzende Konaré spricht zum Beispiel davon, dass ”Security is the African Union’s priority“ (http://www. 

african-geopolitics.org/show.aspx?articleid=3669. 
17  So z.B. Tidjane Thiam, der als commissioner in der britischen Commission for Africa mitwirkt (http://www.odi.org. 

uk/speeches/africa2004/meeting_9nov/print-friendly.html). 
18  Siehe Art. 5 des Protokolls zur Errichtung des PSC. 
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Der PSC hat sich bereits mit einer Reihe von Situationen befasst, darunter Burundi, Sudan, Côte 
d’Ivoire, Eritrea und Äthiopien.19 

2. Die AU verfügt mit einer Kommission (commission) über eine unterstützende Struktur, die eine 
Abteilung für Frieden und Sicherheit umfasst.  

”The overall objective of the Peace and Security Directorate is the maintenance of peace, security 
and stability through the coordination and promotion of African and other initiatives on conflict 
prevention, management and resolution within the context of the UN.”20 

Die Tatsache, dass diese Abteilung die größte innerhalb der Kommission ist, deutet auf die Be-
deutung des Themas, aber ebenso die derzeitigen Prioritäten der Geber hin, die großes Interesse 
am Aufbau der Abteilung zeigen.21 

3. Daneben sind weitere Strukturen, die sich erst im Aufbau befinden, für die zukünftige Friedens- 
und Sicherheitsarchitektur voraussichtlich relevant. Dies gilt v.a. für die innovative Rolle des 
Panel of the Wise als beratendes Gremium wie auch für das Krisenfrühwarnsystem (Continental 
Early Warning System – CEWS) (vgl. ISS 2004a). 

Militärische Fähigkeiten 
Fünftens hat die AU den Aufbau einer Afrikanischen Eingreiftruppe (African Standby Force – ASF) 
bis zum Jahr 2010 beschlossen. Die ASF soll eine Truppenstärke von 15.000 Personen haben und sich 
aus fünf regionalen Eingreifbrigaden zusammensetzen. Sie ist im Sinne einer handlungsfähigen Si-
cherheitspolitik, die militärische Optionen beinhalten soll, zentral, jedoch angesichts der sehr unter-
schiedlichen Voraussetzungen in den fünf Regionen (etwa hinsichtlich der Fähigkeiten in Zentralafri-
ka) besonders ambitioniert; am weitesten sind die Anstrengungen in West- und Ostafrika vorange-
schritten. Hinzu kommen Finanzierungs- und Strukturprobleme22 vor allem im Zusammenhang mit der 

                                                      
19  Der Bericht des UN-Generalsekretärs nennt insgesamt 14 Situationen, mit denen sich der PSC bis August 2004 befasst 

hat (Secretary General 2004, 10). Zum aktuellen Stand siehe die Dokumentation auf der AU-Homepage (www.africa-
union.org). 

20  Quelle: African Union (http://www.africa-union.org/home/Welcome.htm). 
21  Siehe auch Kapitel 4. 
22  Siehe hierzu ISS 2004b. 

Regionale Zuordnung der afrikanischen Länder im Zusammenhang mit dem PSC und derzeiti-
ge PSC-Mitglieder 

Westafrika: Benin, Burkina Faso, Côte d’Ivoire, Gambia, Ghana**, Guinea, Guinea-Bissau, Kap Ver-
de, Liberia, Mali, Mauretanien, Niger, Nigeria***, Senegal**, Sierra Leone, Togo** 

Zentralafrika: Äquatorialguinea, Burundi, Gabun***, Kamerun**, Demokratische Republik Kongo, 
Republik Kongo**, São Tomé und Principe, Tschad, Zentralafrikanische Republik 

Ostafrika: Äthiopien***, Dschibuti, Eritrea, Kenia**, Komoren, Madagaskar, Mauritius, Ruanda, 
Seychellen, Somalia, Sudan**, Tansania, Uganda 

Nordafrika: Ägypten, Algerien***, Libyen**, Tunesien, West-Sahara  

Südliches Afrika: Angola, Botswana, Lesotho**, Malawi, Mosambik**, Namibia, Sambia, Simbabwe, 
Südafrika***, Swasiland 

Erläuterung:  
** – PSC-Mitglied für 2 Jahre 
*** – PSC-Mitglied für 3 Jahre 
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Frage, welche regionalen Einrichtungen die Eingreifbrigaden angesichts von vielfach überlappenden 
Mitgliedschaften einzelner Länder und unklarer Aufgabenverteilungen zwischen den Regionaleinrich-
tungen aufbauen sollen.23  

Derzeit muss von einer insgesamt sehr schwachen militärischen Fähigkeit auf kontinentaler und über-
wiegend auch auf regionaler Ebene ausgegangen werden.24  

Leadership 
Sechstens hat die AU in ihrer Gründungsphase erkennbar konstruktive Führungspersönlichkeiten und 
damit vergleichsweise günstige Rahmenbedingungen. Mit Alpha Oumar Konaré als Vorsitzenden der 
AU-Kommission und Said Djinnit als Kommissar für Frieden und Sicherheit verfügt die AU über 
afrika- und weltweit respektierte Persönlichkeiten. Auch das politische Gewicht des derzeitigen AU-
Vorsitzenden Olusegun Obasanjo und das Engagement etwa des südafrikanischen Präsidenten Thabo 
Mvuyelva Mbeki (z.B. beim Konflikt um die Côte d’Ivoire) tragen zum sichtbaren Engagement der 
AU bei. 

Unabhängiges Know-how 
Siebtens ist im Hinblick auf das Gesamtbild einer funktionsfähigen und legitimierten Friedens- und 
Sicherheitsarchitektur die wichtige Rolle von afrikanischen think tanks und Nichtregierungsorganisa-
tionen zu nennen. Einrichtungen wie das Institute for Security Studies (ISS), SaferAfrika, das Centre 
for Conflict Resolution, das African Centre for the Constructive Resolution of Disputes (ACCORD) 
(jeweils Südafrika), das African Peace Forum (APFO, Kenia) und das West African Network for Peace 
(WANEP, Ghana) sowie länderübergreifende Netzwerke wie die African Human Security Initiative 
(AHSI) spielen bei den analytischen Fähigkeiten und für eine Verbreiterung der Debatte auf dem Kon-
tinent eine beachtliche Rolle. Dieses Know How ist allerdings auf wenige Länder (u.a. Südafrika) 
konzentriert. 

3.2 Erste Anwendungsfälle 
In verschiedenen Situationen – nicht zuletzt im Zusammenhang mit der Darfur/Sudan-Krise – wurden 
die African Union bzw. die regionalen Mechanismen bereits aktiv. Die externe Unterstützung hatte bei 
der Umsetzung jeweils einen großen Anteil: 

• Die AU hat mit der ersten afrikanischen Mission einen erheblichen Schritt zur verbesserten 
Funktionsfähigkeit unternommen. Die African Mission in Burundi (AMIB) sollte einen Beitrag 
leisten zur Stabilisierung des Landes. Finanziell wurde die Mission durch die USA, Großbritan-
nien und Frankreich sowie die EU unterstützt.25 Die Aufgabe der AMIB wurde 2004 durch eine 
Peacekeeping-Mission der UN übernommen. 

• Insbesondere der Beschluss zum Einsatz einer African Mission in the Sudan (AMIS), die 3320 
Personen umfassen soll, ist ein Markstein für die Funktionsfähigkeit der AU. Der auf ein Jahr 
angelegte Einsatz wird rund 178 Mio. € kosten und überwiegend von der EU und den USA ge-
tragen.26 

                                                      
23  Siehe beispielsweise die entsprechenden Probleme im östlichen Afrika, Alusala 2004. 
24 ”African regional and subregional organizations are nevertheless still extremely weak in planning, executing, and sup-

porting peacekeeping operations.” (Atwood / Browne / Lyman 2004, 27). 
25  Vgl. Atwood / Browne / Lyman 2004, 25 und Klingebiel / Roehder 2004, 16. 
26  Vgl. Presseerklärung der AU, Nr. 098/2004 vom 28.10.2004 sowie den Bericht „Darfur: EU unterstützt AU-Mission mit 

80 Millionen Euro“ (http://derstandard.at/druck/?id=1835483). 
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Der Umgang der AU mit der Darfur-Krise im Sudan gilt gemeinhin als Testfall für die Funkti-
onsfähigkeit der neuen Friedens- und Sicherheitsarchitektur. Trotz der begrenzten Wirkungs-
möglichkeiten wird der Umgang der AU mit der Krise als sehr konstruktiv gewürdigt. 

• Neben der kontinentalen kommen auf regionaler Ebene Friedenseinsätze insbesondere von 
ECOWAS hinzu.27 Dies gilt beispielsweise für die ECOWAS-Friedensmission in Liberia 
(2003), die wesentlich durch die USA, aber auch die EU unterstützt wurde.28 

4 Neue Ansätze externer Akteure 

Die neue Friedens- und Sicherheitsarchitektur wird gleichzeitig durch eine sich verändernde Politik 
externer Akteure begleitet. Veränderungen bei den externen Akteuren lassen sich auf drei Ebenen 
erkennen: Erstens spielt Afrika eine wahrnehmbarere Rolle in der neuen internationalen Sicherheits-
agenda und bei der derzeitigen geostrategischen Interessenbestimmung. Zweitens lassen sich hinsicht-
lich afrikanischer Krisen und Konflikte zum Teil Änderungen in der Bereitschaft zum militärischen 
Engagement bzw. zur Entsendung von Friedensmissionen feststellen. Drittens gibt es bei konkreten 
politischen Handlungsoptionen eine Tendenz zu vermehrten gemeinsamen Ansätzen von Außen-, Si-
cherheits- und Entwicklungspolitik, um die afrikanische Friedens- und Sicherheitsarchitektur aufzu-
bauen und zu unterstützen. 

4.1 Afrika: Die internationale Sicherheitsagenda und geostrategische 
Überlegungen 

Afrika spielt im Rahmen sicherheitspolitischer und geostrategischer Überlegungen externer Akteure 
heute eine eindeutig wahrnehmbarere Rolle als in den 1990er Jahren. Die Debatte in den USA über 
Afrikas neue strategische Bedeutung ist – trotz ihrer Besonderheiten – exemplarisch. So argumentiert 
das Africa Policy Advisory Panel: 

”First, and arguably most profound, Africa has assumed a new, strategic place in U.S. foreign 
policy and in the definition of vital U.S. national interests. This shift moves the United States away 
from the past habit of treating Africa as a humanitarian afterthought and begins to reverse a dec-
ade-long decline in the United States’ presence and engagement in Africa.” (Africa Policy Advi-
sory Panel 2004, 2) 

George W. Bush reiste als erster republikanischer US-Präsident nach Subsahara-Afrika (2003), nach-
dem zu Beginn seiner Amtszeit für eine amerikanische Afrika-Politik kaum Aufmerksamkeit vorhan-
den war. Ebenso spielt in der Nationalen Sicherheitsstrategie der USA (September 2002) Afrika vor 
dem Hintergrund des Kampfes gegen den internationalen Terrorismus eine wichtige Rolle.29 Dabei ist 
die vermutete enge Verbindung zwischen fragilen Staaten einerseits und internationalen Bedrohungen 
andererseits wichtig. Immerhin gelten rund 1/3 aller afrikanischen Staaten als so instabil, dass eine 

                                                      
27  Vgl. Hettmann 2004 und Bekoe / Mengistu 2002. 
28  Vgl. Atwood / Browne / Lyman 2004, 24 und Klingebiel / Roehder 2004, 16. 
29  „Gemeinsam mit unseren europäischen  Verbündeten müssen wir Afrikas fragile Staaten stärken, deren eigene Fähigkei-

ten fördern, durchlässige Grenzen zu sichern, und den Aufbau von Strafverfolgungsbehörden und nachrichtendienstli-
cher Strukturen unterstützen, damit Terroristen keine Unterschlupfmöglichkeiten finden. Die örtlich begrenzten Bürger-
kriege in Afrika breiten sich über Grenzen hinweg aus und führen zur Entstehung von regionalen Krisengebieten ...“, 
Bush 2002, 18. 
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effektive Kontrolle über das gesamte Staatsgebiet (etwa in ländlichen Gebieten) und der Grenzen nicht 
möglich ist (vgl. Herbst / Mills 2003, 21).30 

In der vom Rat beschlossenen Europäischen Sicherheitsstrategie (ESS) vom Dezember 2003 ist Afrika 
in ähnlicher Weise von Bedeutung. Vor dem Hintergrund neuer Bedrohungslagen, bei denen die klas-
sischen Konzepte der Selbstverteidigung an Bedeutung erheblich verloren haben, spielt die Krisenan-
fälligkeit Subsahara-Afrikas eine wichtige Rolle. Die ESS weist besonders auf die Interdependenz von 
Problemen hin: 

„Die Armut im südlich der Sahara gelegenen Teil Afrikas ist heute größer als vor zehn Jahren. In 
vielen Fällen ist wirtschaftliches Versagen mit politischen Problemen und Gewaltkonflikten ver-
knüpft.“ (Rat der EU 2003, 2)31 

Die britische Regierung strebt vor dem Hintergrund ihrer traditionell wichtigen Rolle in Afrika sowie 
ihrer G8- und EU-Präsidentschaft im Jahr 2005 an, dem Kontinent einen hohen Stellenwert für die 
internationale Agenda zu verschaffen. Das Thema Frieden und Sicherheit hat in diesem Rahmen eine 
hohe Priorität, wie sich beispielsweise an den Arbeiten der von der britischen Regierung eingesetzten 
Commission for Africa ablesen lässt (Commission for Africa 2004). 

Für die deutsche Diskussion lässt sich ebenfalls erkennen, dass Afrika für die Gesamtpolitik der Bun-
desregierung eine relativ höhere Aufmerksamkeit geschenkt wird. Auch für die deutsche Debatte sind 
neu definierte Sicherheitsanforderungen ein wesentliches Motiv. Abzulesen ist das gewachsene Afri-
kainteresse u.a. an hochrangigen Besuchsreisen (u.a. im Jahr 2004 durch die Bundespräsidenten Rau 
und Köhler, Bundeskanzler Schröder und andere Regierungsmitglieder), die nicht zuletzt den Themen 
Frieden und Sicherheit gewidmet waren. 

Stabilität und Sicherheit haben in aktuellen Dokumenten der Bundesregierung, die sich mit Afrika 
befassen, einen hohen Stellenwert.32  Aus Sicht des Auswärtigen Amtes haben Deutschland und die 
anderen europäischen Staaten ein unmittelbares Interesse an der sicherheitspolitischen Stabilität in 
Subsahara-Afrika. Militärische und zivile Konfliktverhütung gewinnen demnach in der Kooperation 
mit Afrika immer mehr an Bedeutung.33 

Mit Blick auf die USA spielt die zunehmende Bedeutung Afrikas – vor allem West- und Zentral-
Afrikas – für die Energieversorgung mit Erdöl eine wachsende Rolle. In den strategischen Überlegun-

                                                      
30  HIV/AIDS wird in diesem Zusammenhang vielfach vorrangig als ein destabilisierender Faktor und damit als Risikopo-

tential wahrgenommen. 
31  Ähnlich äußert sich auch Verteidigungsminister Struck: „Was außerhalb der NATO und der Europäischen Union, was 

im Nahen und Mittleren Osten, dem Kaspischen Raum, was in Südasien oder Teilen Afrikas heute in Entwicklung und 
Sicherheit nicht investiert wird, fällt morgen auf uns in Europa und auf die USA als Sicherheitsproblem wieder zurück!“, 
Struck 2004, 22. 

32  Siehe z.B. den deutschen Bericht zur Umsetzung des G8-Afrikaaktionsplans (Bundesregierung 2003), das Afrika-
Konzept des Auswärtigen Amtes (Auswärtiges Amt 2003) sowie das Afrikapositionspapier des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ 2004). Eine breitere Analyse zur Afrikapolitik Deutschlands 
bietet Engel / Kappel (Hrsg.) 2002. 

33 „Was die Sicherheitspolitik betrifft, so ist Subsahara-Afrika zwar frei von nuklearen und anderen Massenvernichtungs-
waffen sowie Trägermitteln, kleine und leichte Waffen (...) sind in afrikanischen Krisengebieten jedoch weit verbreitet. 
Sie töten jährlich eine große Zahl von Menschen. Für den internationalen Terrorismus ist Subsahara-Afrika sowohl 
Zielgebiet von Anschlägen (z.B. Kenia und Tansania) als auch Operationsbasis und zumindest zeitweise Ruheraum und 
Ausbildungsstätte islamischer Terroristen. Groß ist das Risiko, dass afrikanische Rohstoffe von Diamanten über Gold 
bis hin zu Coltan in terroristische Hände geraten können. Weitere sicherheitspolitische Probleme für Europa ergeben 
sich aus dem Zerfall von Staaten. Die Auflösung des staatlichen Gewaltmonopols geht einher mit krimineller Machtaus-
übung und hemmungsloser Gewaltanwendung. Dadurch ausgelöste Migrationsströme richten sich vor allem auf Europa. 
Deutschland und die anderen europäischen Staaten haben daher ein unmittelbares Interesse an der sicherheitspoliti-
schen Stabilität in Subsahara-Afrika. Militärische und zivile Konfliktverhütung gewinnen in Kooperation mit Afrika im-
mer mehr an Bedeutung. In diesem Zusammenhang stand auch die von der Europäischen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik von Juni bis September 2003 durchgeführte Operation Artémis in der Demokratischen Republik Kongo.“, 
Auswärtiges Amt 2004a, 119 f. 
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gen der USA wirkt sich der wachsende Anteil der Erdölabhängigkeit von der Region, die derzeit bei 
ca. 13–14 % an der amerikanischen Energieversorgung mit importierten Erdöl beträgt und in etwa 10 
Jahren bei rund 20 % liegen wird, auf das geostrategische Gewicht der Region erheblich aus. (vgl. 
Goldwyn / Ebel 2004; Keenan 2004, 478 f.) 

 

Karte 2: Subsahara-Afrika: Politische Stabilitäts- und Instabilitätszonen sowie Konzentration von 
Interessen an Erdöl- und Bodenschatzgewinnunga 

 

a Salafist Group: Radikal-islamische Gruppe 

Quelle: Keenan 2004, 481 
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4.2 Militärinterventionen und Friedensmissionen  
Militärische Aktionen externer Akteure wurden in Afrika bereits vielfach durchgeführt.34 Allerdings 
rückt Afrika in jüngster Vergangenheit stärker in das internationale Blickfeld. Einige Einsätze, die 
(zeitweilig) dazu beitragen konnten, eine Machtbalance (etwa in Sierra Leone oder der Côte d’Ivoire) 
zu verschieben bzw. eine Situation zu stabilisieren, machen den Einfluss deutlich, den gerade externe 
Akteure im Einzelfall haben können (vgl. Bayart 2004, 456). 

• Für die Peacekeeping-Operationen der Vereinten Nationen steht zunehmend der afrikanische 
Kontinent im Vordergrund. Von den am 01.11.2004 laufenden weltweit 16 Operationen entfal-
len sieben auf Afrika. Für diese Einsätze sieht das Jahresbudget (Juli 2004 bis Juni 2005) ein 
Volumen von 3,87 Mrd. US $ vor; der Anteil für Maßnahmen in Afrika ist dabei mit 2,89 Mrd. 
US $ – d.h. 74,5 % – hoch. Der weltweit größte Einsatz mit 14.500 Soldaten findet in Liberia 
statt.35 

• Die erste außereuropäische Militäroperation der EU fand – wenn auch zeitlich eng befristet (von 
Juni bis September 2003) – in Afrika statt (Operation Artémis). Dabei ging es in der Bürger-
kriegsregion Bunia in der DR Kongo um einen Einsatz im Zusammenhang mit den Übergriffen 
verfeindeter Milizen auf die lokale Bevölkerung. Auf Bitten der UN wurde die Mission de 
l’Organisation des Nations Unies en RD Congo (MONUC) durch eine multinationale Eingreif-
truppe unter Führung der EU eingesetzt, um die Sicherheitslage zu stabilisieren und die humani-
täre Situation der Bevölkerung zu verbessern. Die EU-Operation wurde ihrerseits von Frank-
reich geleitet.36 

• Derzeit werden Kapazitäten zum raschen militärischen Eingreifen von verschiedenen Akteuren 
aufgebaut. Zu nennen sind vor allem die Schnelle Einsatztruppe der NATO (NATO Response 
Force – NRF)37, die seit Oktober 2004 ihre vorläufige Einsatzfähigkeit erreicht hat, sowie das 
battle group-Konzept der Europäischen Union. Insbesondere das battle group-Konzept ist von 
großer Relevanz, da mögliche Einsätze in erster Linie für den afrikanischen Kontinent vorgese-
hen sind.38 

Zunächst hatten Großbritannien und Frankreich im November 2003 bilateral, dann zusammen 
mit Deutschland im Februar 2004 trilateral und schließlich als gemeinsame Initiative der EU-
Verteidigungsminister im November 2004 ein Konzept über diese EU-Einsatztruppen verabre-
det. Insgesamt sollen 13 battle groups entstehen, mit einer Größenordnung von jeweils 1500 
Soldaten, die mit einer Reaktionszeit von 15 Tagen u.a. für UN-Einsätze verfügbar sein sollen. 
Deutschland beteiligt sich an vier battle groups.39 Fraglich ist, in welcher Form sich das battle 
group-Konzept an die afrikanischen Konzepte und Ansätze konkret anknüpfen lässt (African 
Standby Forces u.a.m.). 

                                                      
34  Siehe hierzu z.B. Pabst 2004. 
35  Angaben entnommen und z.T. berechnet nach United Nations Department of Public Information, Background Note, 

DPI/1634/Rev.41, November 2004. 
36  Vgl. Auswärtiges Amt 2004a, 55 f., 68 und Bundesministerium der Finanzen, Monatsbericht 10/2003: Internationale 

Bundeswehreinsätze in 2003 und ihre Berücksichtigung im Bundeshaushalt, Berlin, sowie Presseerklärung der Bundes-
regierung vom 01.09.2003 „EU-Friedensmission im Kongo abgeschlossen“. 

37  Siehe zum derzeitigen Stand der NRF den Beitrag „Die NATO Response Force (NRF)“ (http://www.bmvg.de/sicherheit/ 
nato/print/sivep_nato_nrf.php). Die NRF- und battle group-Ansätze verstehen sich als komplementär. 

38  Zur Fokussierung des Konzepts auf Afrika siehe z.B. die Äußerungen von Tony Blair (http://www.euobserver.com/? 
aid=17478&print=1) und den Beitrag „EU-Kampftruppen vor allem für Einsätze in Afrika vorgesehen“ 
(http://derstandard.at(druck/?id= 1864145). 

39  Vgl. EU 2004a; Olshausen 2004 und Presseerkärung „Verteidigungsminister der Europäischen Union beschließen Battle 
Groups“ (http://www.bmvg.de/sicherheit/europa/print/041122_battlegroups.php). 
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• Deutschland plant zunehmend, die Bundeswehr auf dem afrikanischen Kontinent einzusetzen. 
(i) Die Bundeswehr wurde im Rahmen der EU-Operation Artémis im Sommer 2003 aktiv.40  
(ii) Die Bundesregierung hat darüber hinaus im November 2004 beschlossen, Lufttransportka-
pazitäten zur Verfügung zu stellen, um im Rahmen von AMIS (African Union Mission in Su-
dan) Soldaten in das Einsatzgebiet zu bringen. In diesem Rahmen sollen bis zu 200 Bundes-
wehr-Soldaten eingesetzt werden.41 

• Militärhilfen und Militärtrainingsprogramme für afrikanische Partner erhalten insbesondere 
durch die USA42 und andere G8-Mitglieder (Frankreich, Großbritannien u.a.)43 verstärkt Auf-
merksamkeit. Im Rahmen des G8-Gipfels 2004 verkündeten die USA eine erhebliche Steige-
rung der Mittel in diesem Bereich (660 Mio. US $ für fünf Jahre), die insbesondere für Afrika 
vorgesehen sind.44 

4.3 Politikfeldübergreifende und entwicklungspolitische Ansätze zur 
Unterstützung afrikanischer Fähigkeiten für Friedenseinsätze 

Ein wichtiges Kennzeichen für die Unterstützung der afrikanischen Kapazitäten im Bereich Frieden 
und Sicherheit sind gemeinsame politikfeldübergreifende Ansätze externer Akteure sowie die entwick-
lungspolitischen Beiträge auf diesem Gebiet. Beide Tendenzen sind vergleichsweise neu und innova-
tiv. Es handelt sich dabei teilweise um grundsätzliche Anpassungen, die über Afrika hinausgehen. 
Wichtige Beispiele hierfür sind: 

• Die UN streben verstärkt umfassende Friedensmissionen in Afrika an. Integrierte Missionen mit 
zivilen und militärischen Elementen wurden von den UN erstmals in Sierra Leone, seitdem auch 
in anderen Ländern (Angola, Burundi, Côte d’Ivoire und Liberia) eingesetzt. Dabei geht es vor 
allem um die gezielte gegenseitige Unterstützung von entwicklungspolitischen Ansätzen (Wie-
deraufbaubemühungen, Transformation der Revolutionary United Front in eine politische Partei 
etc.) und dem abgestimmten Vorgehen der Friedenstruppen zur Stabilisierung (Secretary Gene-
ral 2004, 8f.). 

• Die G8 hat seit dem Gipfel 2002 in Kananaskis/Kanada einen Aktionsplan verabschiedet (G8-
Afrika-Aktionsplan), der die Unterstützung afrikanischer Kapazitäten zur Verhütung und Be-
wältigung bewaffneter Konflikte als einen zentralen Schwerpunkt in der Partnerschaft mit Afri-
ka vorsieht. Dort heißt es, dass sich die G8 verpflichtet: 

”Providing technical and financial assistance so that, by 2010, African countries and regional and 
sub-regional organizations are able to engage more effectively to prevent and resolve violent con-
flict on the continent, and undertake peace support operations in accordance with the United Na-
tions Charter”. 

Auf dem Gipfeltreffen 2003 in Evian / Frankreich sowie 2004 in Sea Island / USA wurden wei-
tere Pläne zur Umsetzung des Ziels aufgestellt. Die G8 versteht sich damit als ein wesentlicher 
Motor und Unterstützer der laufenden Bemühungen auf dem afrikanischen Kontinent. 

                                                      
40  Die Mission wurde zur Stabilisierung der Lage in der DR Kongo eingesetzt, wobei die Bundeswehr in Uganda eingesetzt 

war. Vgl. Presseerklärung der Bundesregierung vom 01.09.2003 „EU-Friedensmission im Kongo abgeschlossen“. 
41  Vgl. Pressemeldung „Kabinett für Einsatz im Sudan“ (www.bmvg.de/sicherhei/print/041117_einsatz_sudan.php). 
42  Siehe hierzu z.B. Herbst / Lyman 2004 und Volman 2003. 
43  Vgl. Atwood / Browne / Lyman 2004, 25 f. 
44  Vgl. Presseerklärung des White House vom 10.06.2004, ”Fact Sheet: G-8 Action Plan: Expanding Global Capability for 

peace support operations“. Dort werden zwei Programme genannt, die von den Mitteln profitieren sollen: (i) The Afri-
can Contingency Operations Training Assistance program (ACOTA) und (ii) The Enhanced International Peacekeeping 
Capabilities program (EIPC). 
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• Großes Gewicht hat die von der EU eingerichtete Peace Facility for Africa, die basierend auf 
einem Vorschlag von EU-Kommissar Poul Nielson von der AU beantragt wurde und seit Mai 
2004 eingesetzt werden kann. Die Friedensfazilität ist mit 250 Mio. € ausgestattet, die aus dem 
9. Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) stammen. Sie dient dazu, Peacekeeping-Operationen 
in Afrika, die durch Afrikaner umgesetzt und personell ausgestattet sind, zu finanzieren. Auf 
Antrag der AU hat die EU zunächst im Juni 2004 12 Mio. € und dann im Oktober 2004 weitere 
80 Mio. € für die AU-Mission in Darfur bereit gestellt.45 

• Die britische Regierung richtete im Jahr 2001 zwei ressortübergreifende Finanzierungspools – 
davon einer mit dem regionalen Fokus auf Afrika – ein, um gemeinsame konfliktbezogene Vor-
haben verschiedener Ressorts fördern zu können. Beteiligt sind das Foreign and Commonwealth 
Office (FCO), das Department for International Development (DFID) und das Ministry of De-
fense (MOD). Für den Afrika-Pool liegt die Federführung beim DFID.46 

• Verschiedene Geber (Deutschland, Kanada etc.) unterstützen die Kapazitäten des Peace and 
Security Directorate der AU, wobei das UN-Entwicklungsprogramm (UNDP) hierbei eine Ka-
talysatorrolle besitzt (vgl. Secretary General 2004, 12). 

• Die deutsche Unterstützung47 für das Kofi Annan International Peacekeeping Training Centre 
(KAIPTC)48 ist innovativ, da Beiträge von drei Ressorts einfließen. Förderung durch die Bun-
desregierung (v.a. durch das BMZ) erhält darüber hinaus das Peace Support Training Centre 
(PSTC) in Nairobi. 

Das KAIPTC wurde 1998 in Accra als regionales Ausbildungszentrum eingerichtet, u.a. um 
Ghanas Erfahrung bei Friedensmissionen für andere afrikanische Länder nutzbar zu machen. 
Das Trainingsprogramm umfasst beispielweise Kurse zu militär-polizeilichen Aufgaben und zur 
Vorbereitung von Militärbeobachtern. Deutschland unterstützt im Rahmen seines G8-Plans für 
Afrika den Aufbau des KAIPTC mit verschiedenen Förderinstrumenten der für Außen-, Ent-
wicklungs- und Verteidigungspolitik zuständigen Ressorts. 49 

                                                      
45  Vgl. EU 2004b; sowie die Presseerklärungen der EU IP/04/727 vom 10.06.2004 und IP/04/1306 vom 26.10.2004. 
46  Siehe ausführlicher: Klingebiel / Roehder 2004, 30 ff.; zusammenfassende Ergebnisse einer ersten Evaluierung enthält 

DFID 2004. 
47  Für andere Geber ist das KAIPTC ebenfalls ein wichtiges Fördervorhaben. 
48  Vgl. Klingebiel / Roehder 2004, 19; Bundesregierung 2003, 15 f. 
49  Komponenten sind:  

(i) Aufbau eines Modell-Lehrgangs für den Einsatz von zivilen Kräften für peacekeeping, finanziert durch das Bun-
desministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und durchgeführt vom Zentrum für 
Internationale Friedenseinsätze (ZIF); die Abwicklung erfolgt über die Deutsche Gesellschaft für technische Zu-
sammenarbeit (GTZ). 

(ii) Bau/Ausstattung des Zentrums mit Mitteln des Auswärtigen Amtes, Durchführung dieser Maßnahmen durch das 
Bundesministerium der Verteidigung (BMVg). 

(iii) Unterstützung des Lehrbetriebs durch Entsendung eines deutschen Lehrstabsoffiziers für den Bereich der zivil-
militärischen Kooperation sowie die Ausbildung von afrikanischem Lehrpersonal in Deutschland durch das BMVg 
und das Auswärtige Amt. 
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5 Schlussfolgerungen: Uneinheitlichkeit und Dilemmata - Chancen und 
Risiken der afrikanischen Friedens- und Sicherheitsagenda 

5.1 Veränderte Interessenkonstellation: Intervention vs. Nicht-Intervention 
Es ist bemerkenswert, dass Afrika insgesamt und insbesondere Subsahara-Afrika für politisches Han-
deln in verschiedener Hinsicht relevanter geworden ist.50 Dieser (relative) Bedeutungszuwachs liegt 
im afrikanischen Interesse und zugleich im langfristigen Interesse Deutschlands, der EU und der ge-
samten internationalen Gemeinschaft. Dabei ist es sinnvoll, wenn Subsahara-Afrika nicht allein für die 
Entwicklungspolitik, sondern auch für andere Politiken zunehmend „Thema“ ist. 

Das Interesse an Afrika hat zugleich aber auch einen instrumentellen Charakter, weil es vielfach nicht 
um Frieden und Sicherheit des Kontinents per se, sondern im Hinblick auf Gefährdungen Dritter (ins-
besondere der USA und Europas) und deren Interessen (Energieversorgung, Migration etc.) geht. Mili-
tärische Ansätze wie das battle group-Konzept sind vor diesem Hintergrund nicht als Reaktion auf 
originäre afrikanische Sicherheitsinteressen zu sehen, sondern Afrika ist in diesem Rahmen zum po-
tentiellen Einsatzgebiet im Rahmen neuer Aufgaben für die militärische Sicherheitspolitik geworden. 

Das bereits in der Vergangenheit vorhandene Dilemma von militärischer Intervention und Nicht-
Intervention von außen wird sich zukünftig verstärkt als Problem stellen. Welche militärische Inter-
vention ist gerechtfertigt, welche Intervention sollte angesichts der Dringlichkeit einer humanitären 
Katastrophe und gleichzeitiger Untätigkeit der internationalen Gemeinschaft stattfinden? Es dürfte 
kaum damit zu rechnen sein, dass bis zum geplanten Datum 2010 der Aufbau der African Standby 
Forces abgeschlossen ist und diese Einsatzkräfte die zu erwartenden militärischen Fähigkeiten auf-
bringen können. 

Die Bereitschaft von außen, sich in extremen Situationen (ohne die unmittelbare Berührung eigener 
Interessen) militärisch zu engagieren (v.a. mit einem Kampfeinsatz), dürfte auch zukünftig gering sein. 
Dies gilt insbesondere für nicht-klassische Kriegssituationen, bei denen zunehmend nichtstaatliche 
Gewaltakteure auftreten und etwa die gefürchtete Konfrontation mit Kindersoldaten in vielfacher Hin-
sicht ein Beispiel für die komplexe Problemlage darstellt.  

„Die Verlagerung der Konflikte zu Auseinandersetzungen mit Gruppen, die nicht auf dem Boden 
des Kriegsvölkerrechts stehen, senken allerdings die Bereitschaft zur Truppenstellung für frie-
denserhaltende Missionen in Afrika.“ (Auswärtiges Amt 2004b) 

Mit einigem Recht weisen Beobachter wie John Prendergast (2003, 5) daher auf Risiken des neuen 
Interesses an Afrika hin. Er sieht mit Blick auf die Afrikapolitik von Präsident Bush Gefahren in der 
neuen strategischen Rolle des Kontinents: Periphere Zonen nehmen demnach in den strategischen 
Überlegungen eine Position ein, die mit der Situation des Kalten Krieges vergleichbar ist. 

Maßnahmen, die dem Aufbau afrikanischer Kapazitäten zur Durchführung von Friedensmissionen 
dienen, können dabei mit der geringen Bereitschaft zur Entsendung von eigenen Friedensmissionen im 
Zusammenhang stehen. 

“Despite Washington’s professed ‚partnership’ with Africa, the initial US capacity-peacekeeping 
programme to develop African peacekeeping capabilities was essentially a product of its policy of 
disengagement, and fairly limited.“ (Berman 2004, 133) 

5.2 Standards für externes Engagement 
Angesichts der laufenden Debatten über die afrikanische Friedens- und Sicherheitsarchitektur sowie 
den direkten Verbindungen zu zentralen internationalen Diskussionen (etwa dem UN Panel on 

                                                      
50  Die Rolle von Nordafrika ist in diesem Kontext grundlegend anders zu bewerten. 
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Threats, Challenges and Change) ist es sinnvoll, Standards für die Unterstützung durch externe Ak-
teure zu identifizieren. Vor allem für die Entwicklungspolitik sind viele Fragen in diesem Zusammen-
hang neu und praktische Erfahrungen liegen kaum vor. Für die Entwicklung von Standards könnten 
sich folgende Orientierungspunkte anbieten: 

1. Zivile Präventionsbemühungen müssen eindeutigen Vorrang haben. Die Eröffnung neuer militä-
rischer Fähigkeiten (interne und externe Eingreiftruppen etc.) sollten keinesfalls zu einem Au-
tomatismus beitragen, der den Einsatz militärischer Optionen begünstigt. Es wäre allerdings na-
iv und realitätsfern, nicht auch von solchen Situationen auszugehen, die militärische Maßnah-
men erforderlich machen; diese sind allerdings immer als „letzte Möglichkeit“ zu verstehen.  

“That force can legally be used does not always mean that, as a matter of good conscience and 
good sense, it should be used.“ (UN Panel 2004, 3; Hervorhebung im Original) 

2. Der Vorrang von zivilen Optionen sowie der mit gleicher Ernsthaftigkeit betriebene Aufbau 
ziviler Kapazitäten (etwa wenn es um die Stabilisierung von Nachkriegssituationen durch die 
afrikanischen Strukturen geht) muss eindeutig erkennbar sein. 

Für Friedensmissionen ist es erforderlich, umfassendere Ansätze mit ausreichenden zivilen 
Komponenten in den Vordergrund zu rücken. (Stichwort: developmental peacekeeping) (vgl. 
Madlala-Routledge / Liebenberg 2004). 

3. Ein militärisches Engagement muss völkerrechtlich immer legal und legitimiert sein und damit 
eindeutig anerkannten Zielen folgen51; zentral ist der Beitrag zur Verbesserung der Sicherheit 
der lokalen Bevölkerung. Es wird zunehmend wichtig, eine „Kultur des Schutzes“ (culture of 
protection) (Secretary General 2004, 13 f.) bzw. eine „Verantwortung zum Schutz“ (responsibi-
lity to protect) (ICISS 2001) zu etablieren. 

4. Ownership und politische Führung für ziviles und militärisches Engagement von außen muss 
bei den afrikanischen Strukturen liegen, die in Form der African Union und zum Teil der regio-
nalen Einrichtungen eine solche Rolle für sich zu Recht beanspruchen. 

5. Der Erwartungsdruck in Bezug auf die afrikanische Friedens- und Sicherheitsarchitektur ist 
gewaltig und möglicherweise überzogen. Es wäre vermessen – nicht zuletzt wegen weiterhin 
bestehender Defizite auf UN-Ebene (unzureichende Entscheidungen bzw. Untätigkeit des UN-
Sicherheitsrates u.a.m.), aber auch mit Blick auf andere Erdregionen –, von der AU und den re-
gionalen Mechanismen funktionsfähige und wirksame Antworten in allen auftretenden Krisen- 
und Konfliktsituationen zu erwarten. 

6. Die Unterstützung der militärischen Fähigkeiten setzt nachprüfbare Verbesserungen im verant-
wortlichen Regierungshandeln der afrikanischen Partner voraus. Ein „zurück“ zur Stabilitätspo-
litik der 70er und 80er Jahre wäre schädlich. 

AU und NEPAD werden derzeit mit viel goodwill bedacht; dies sollte aber nicht dazu führen, 
klare Veränderungen (etwa: wie schlägt sich die militärische Aggression Ruandas gegenüber 
der DR Kongo im Rahmen des Peer Reviews nieder) im Laufe des Prozesses einzufordern. 

5.3 Ownership vs. externe Abhängigkeit 
Die laufenden afrikanischen Bemühungen und Schritte zur Umsetzung einer neuen Friedens- und Si-
cherheitsarchitektur sind bislang insgesamt positiv zu bewerten. Unverkennbar ist allerdings, dass 
viele Kapazitäten noch nicht vorhanden sind (etwa bei der Transportinfrastruktur, wie beim Darfur-
Einsatz zu erkennen ist). Einige Ziele dürften in der vorgesehenen Weise kaum realistisch sein ( z.B. 
Etablierung aller fünf regionalen Eingreiftruppen).  

                                                      
51  Auch hierzu enthält der Bericht des UN Panel (2004) wichtige Hinweise und Kriterien. 
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Eine zentrale Frage, die sich daher vermehrt dann stellen wird, wenn sich die AU als handlungswillig 
erweisen wird, muss künftig beantwortet werden: Wie soll die Finanzierung der afrikanischen Frie-
dens- und Sicherheitsarchitektur, insbesondere der Friedensmissionen, sichergestellt werden? Es ist 
unzweifelhaft, dass selbst bei deutlich verstärkten Bemühungen der AU-Mitgliedsstaaten ein hoher 
Außenfinanzierungsanteil erforderlich bleiben wird. Dies hat u.a. die AU-Mission im Sudan gezeigt, 
wo der ganz überwiegende Teil durch die EU, die USA und andere Geber geleistet wurde (AU 
2004b,7 f). Selbst die Peace Facility for Africa, die von der EU mit 250 Mio. € eingerichtet wurde, 
dürfte angesichts der Finanzierungserfordernisse allenfalls punktuell Lösungen bieten und wäre theo-
retisch nach etwa zwei Jahren allein für den begrenzten Einsatz in Burundi völlig ausgeschöpft. Die 
Frage stellt sich zum einen im Hinblick auf die Haushaltslogiken bei den Gebern (Ist die Finanzierung 
von militärischen Friedensmissionen wirklich eine Aufgabe für Entwicklungspolitik?) und die allge-
meine Bereitschaft der internationalen Gemeinschaft, diese Aufgaben von außen kontinuierlich zusätz-
lich zu finanzieren (Sind die Geber bereit, absolut mehr Mittel aufzubringen, um die AU-Einsätze zu 
finanzieren?).  

Der Ownership-Ansatz der AU für Frieden und Sicherheit auf dem afrikanischen Kontinent ist grund-
sätzlich richtig, steht jedoch im Widerspruch zu den eigenen Umsetzungs- und Finanzierungsmöglich-
keiten. Letztlich wird die AU nur dann handlungsfähig sein können, wenn die relevanten Geber die 
Politik der AU mittragen und vor allem finanzieren. 

5.4 Langfristiges und breites Engagement von außen 
Die neue Friedens- und Sicherheitsarchitektur basiert entscheidend auf einem veränderten Verhalten 
der AU und ihrer Mitglieder. Allerdings werden destabilisierende Wirkungen, die von den AU-
Mitgliedsstaaten und ihren Regierungen selbst ausgehen, weiterhin ein zentrales Risiko bleiben.52 
Während sich beispielsweise Ruanda durch ein starkes Engagement in der Darfur-Krise positiv darzu-
stellen vermochte, betreibt das Land gleichzeitig eine Aggressionspolitik in Bezug auf die DR Kongo, 
die von enormer Tragweite für die Gesamtregion ist. 

Ein weiteres Risiko enthält ein einseitiger Aufbau militärischer Fähigkeiten innerhalb der einzelnen 
Länder ohne die gleichzeitige Qualifizierung und Fortentwicklung der Governance-Strukturen. At-
wood / Brown / Lyman (2004, 28) weisen daher auf Gefahren in den afrikanischen Ländern selbst hin: 

„All too often, moreover, as in Nigeria, African governments deploy their militaries to contain 
civil unrest, when police capability is inadequate to the task. The result is often excessive use of 
force and serious human rights violations.” 

Die Konsequenz kann und sollte weder für die Entwicklungspolitik noch für andere Politikfelder sein, 
aufgrund tatsächlicher Risken „nichts“ zu tun, sondern erstens nichtmilitärischen Aufgaben im Hin-
blick auf die afrikanische Friedens- und Sicherheitsagenda eine besonders hohe Priorität einzuräu-
men,53 zweitens den grundlegenden Rahmenbedingungen, insbesondere bei Governance-Voraus-
setzungen im weiteren Sinne, große Beachtung zu schenken, drittens sozio-ökonomischen Problemen 
weiterhin einen hohen Stellenwert zu geben.  

5.5 Rolle der Entwicklungspolitik 
„Sicherheit“ wird in bezug auf Afrika – zu Recht – eines der großen Themen bleiben. Es wäre aller-
dings eine allzu verkürzte und wenig weitsichtige Politik, sich allein auf militärische Sicherheit zu 

                                                      
52 Siehe hierzu z.B. Aning et al. 2004. 
53  Im Hinblick auf das oben beschriebene Risiko stellen die Autoren fest: “G8 responses to these problems have been very 

limited.“, Atwood / Brown / Lyman 2004, 28. 
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konzentrieren. Es besteht einerseits die Notwendigkeit, kurzfristige Reaktionsmöglichkeiten zu erwei-
tern und Friedensmissionen einsetzen zu können. Insofern besteht auf diesem Gebiet ein wichtiger 
Nachholbedarf. Andererseits darf dies nicht den Blick verstellen, dass den langfristigen Anstrengun-
gen ein erhebliches Gewicht beizumessen ist. Wenn die Einkommenshöhe, schwaches Wirtschafts-
wachstum und die Abhängigkeit von Primärgütern über die Konfliktanfälligkeit von Ländern Aus-
kunft geben, wird der unmittelbare Zusammenhang zwischen langfristigen entwicklungspolitischen 
Zielsetzungen und Gewaltphänomenen sichtbar. Ähnliches gilt für notwendige Fortschritte im Gov-
ernance-Bereich oder für die destabilisierende Wirkung von HIV/AIDS; auch hier bieten nur länger-
fristige Ansätze wirksame Möglichkeiten zur strukturellen Stabilisierung.  

Entwicklungspolitik bleibt deshalb auf absehbare Zeit zentrales Gestaltungselement in der Politik mit 
Subsahara-Afrika. Die größten Herausforderungen für die Entwicklungspolitik bestehen darin, (i) wei-
tere spezifische Ansatzpunkte zu identifizieren, um mit entwicklungspolitischen Mitteln eine wirksa-
me afrikanische Friedens- und Sicherheitsarchitektur aufzubauen, (ii) gemeinsame Ansätze mit ande-
ren Politikfeldern auf diesem Gebiet zu entwickeln und (iii) an der weiteren Verbessung der Wirksam-
keit von Entwicklungspolitik zu arbeiten. 
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